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fentlich vor. Dazu eröffnete sie im Rathaus
ein Internetcafé, wo Schülerinnen und
Schüler der Notebook-Klasse des Erft-
gymnasiums Internetneulinge mit dem
Web vertraut machten. Rund 30 Personen
nutzten dieses Angebot.

Die Bevölkerung konnte darüber hi-
naus mit einem 16-seitigen Fragebogen
auf die Vorschläge der Verwaltung einge-
hen. Dieser Fragebogen wurde an alle
32.000 Bergheimer Haushalte verteilt. 194
Personen nutzten dieses Angebot. Im Jahr
2005 hatten noch 390 einen damals aller-
dings nur zweiseitigen Fragebogen zu-
rückgesandt. Die Onlinemoderatoren
übertrugen die handschriftlichen Antwor-
ten als Vorschlag oder Kommentar ins In-
ternet. Schließlich hielt die Stadt am 12.
März auch noch ein Bürgerforum ab. Dort
konnten die Teilnehmenden 16 Vorschläge
der Verwaltung und 23 der Bürgervor-
schläge bewerten. Von 2.800 nach dem
Zufallsprinzip angeschriebenen Personen
hatten sich 80 angemeldet, 50 nahmen
schließlich teil. 2005 waren es noch 182
gewesen. Die gegenüber 2005 gesunkene
Beteiligung bei den Fragebögen und im
Bürgerforum gegenüber der sehr guten
Beteiligung bei der Internetplattform
macht die steigende Bedeutung der E-Par-
tizipation besonders deutlich.

Ergebnisse der Bürgerbeteiligung
Am Beispiel Schulen lassen sich die Er-
gebnisse der Bürgerbeteiligung exempla-
risch darstellen. Von den Vorschlägen der
Verwaltung wurde die zusätzliche Be-
schaffung von Lehr- und Unterrichtsmate-
rialien im Internet, im Fragebogen und im

Bürgerforum stark unterstützt. Die Mittel-
werte lagen hier bei 0,9 bis 1,0, was eine
nahezu 100-prozentige Unterstützung be-
deutete. Ähnliches galt für die Vorschläge,
zusätzliche Einrichtungsgegenstände zu
beschaffen und Betriebskostenzuschüsse
für die Träger der offenen Ganztagsschule
zu leisten. Bei den Bürgervorschlägen
wurden die Einstellung zusätzlicher
Schulsozialarbeiter und die Einrichtung
einer zweiten Gesamtschule gutgeheißen.
Durch die Bürgerbeteiligung stand der Po-
litik letztlich ein differenziertes Meinungs-
bild der Bevölkerung zur Verfügung. Auf
dieser Grundlage beschloss der Rat am 2.
Juni 2008 den Doppelhaushalt 2008/2009.

Mit 852 Personen, etwa 2 Prozent der
Wahlberechtigten, konnte die Zahl der Ak-
tiven beim Bürgerhaushalt 2008 gegen-
über 2005 mit 572 um 50 Prozent gestei-
gert werden – und dies, obwohl die öffent-
liche Brisanz 2008 gegenüber 2005 wegen
fehlender einschneidender Sparvorschläge
geringer war. Nicht zuletzt über die Note-
book-Klasse gelang es, bei jungen Men-
schen Interesse an kommunalpolitischen
Themen zu wecken. Der Bürgervorschlag,
die Beteiligungsplattform im Internet zu
einer Dauereinrichtung zu machen, fand
breite Unterstützung. Die Beteiligung via
Internet soll auch in Zukunft bei der Haus-
haltsaufstellung genutzt werden.

Bei der Bürgerbeteiligung zum Doppel-
haushalt der Stadt Bergheim für die
Haushaltsjahre 2008/09 zeigten die
Bergheimer ein zweites Mal ihren
Sparwillen. Etwa die Hälfte der Vor-
schläge waren Sparvorschläge. Durch
das Internet konnte die Zahl der Betei-
ligten und der Vorschläge im Vergleich
zur Bürgerbeteiligung 2005 deutlich 
erhöht werden.

Von Alfred Faßbender und 
Volker Vorwerk

Die direkte Beteiligung der Bürger
an der kommunalen Haushaltspo-
litik hat in Deutschland erst vor

kurzem Einzug gehalten. Zwar sehen alle
Gemeindeordnungen die öffentliche Aus-
legung der Haushaltssatzungen oder -plä-
ne vor, für eine weitergehende Partizipati-
on der Bevölkerung finden sich jedoch
kaum Anknüpfungspunkte. Die nordrhein-
westfälische Gemeindeordnung geht hier
noch am weitesten, Paragraph 80 Abs. 3
weist ausdrücklich darauf hin, dass Ein-
wohner oder Abgabepflichtige gegen den
Entwurf innerhalb von 14 Tagen nach der
Auslegung Einwände erheben können. In
der Praxis spielt dieses formelle Verfahren
jedoch so gut wie keine Rolle. 

Erst mit den informellen Bürgerhaus-
halten, die seit 1998 in einigen deutschen
Kommunen aufkamen, kann von einer
Bürgerbeteiligung in Haushaltsfragen ge-
sprochen werden. Bei diesen Initiativen
orientierten sich die Deutschen Städte und
Gemeinden an Modellen der brasiliani-
schen Millionenstadt Porto Alegre und der

neuseeländischen Stadt Christchurch. Por-
to Alegre führte den Bürgerhaushalt unter
dem Namen „Orçamento participativo“
1989 erstmals ein. Die Stadt Christchurch
gewann mit ihrem Konzept 1993 einen in-
ternationalen Preis für Demokratie und Ef-
fizienz. 

Der große Vorteil des Bürgerhaushalts
ist das höhere Maß an zivilgesellschaftli-
cher Partizipation. Die Bürgerschaft kann
eigene Kompetenzen in die Diskussionen
einbringen. Verwaltung und Politik erhal-
ten wichtige Hinweise über die Präferen-
zen der Bevölkerung und neue Impulse.
Doch es gibt auch Vorbehalte. Die Verwal-
tung muss ihre Meinung nicht nur gegen-
über der Politik, sondern auch in Konkur-
renz zur Bürgermeinung vertreten. Darü-
ber hinaus besteht ein zusätzlicher Arbeits-
und Informationsaufwand: Zunächst müs-
sen der Haushalt und die Vorschläge der
Verwaltung für Laien verständlich und

transparent gemacht werden. Anschlie-
ßend bedarf der Diskussionsprozess der
Moderation. Und am Ende muss die Ver-
waltung gegenüber den Bürgern mittels ei-
ner umfassenden Dokumentation Rechen-
schaft ablegen.

Unmittelbar nachdem der Haushalts-
entwurf in den Rat eingebracht worden
war, schaltete die Stadt ein Beteiligungs-
portal frei. Drei Wochen lang konnten die
Bürger im Internet haushaltsrelevante Vor-
schläge unterbreiten, kommentieren oder
bewerten. Ausgangspunkt waren 32 Vor-
schläge der Verwaltung. 587 Personen
meldeten sich im Internet an und gaben
358 Vorschläge, 1.102 Kommentare und
9.428 Bewertungen ab. Etwa 6.000 Perso-
nen besuchten die Plattform, und 90.0000-
mal wurden die Seiten aufgerufen.

Um die Bürger mit dem Beteiligungs-
portal vertraut zu machen, stellte die Stadt
das Verfahren am Tag des Haushalts öf-
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teilung ihr Budget nicht ausschöpft, darf
sie einen Teil des Überschusses nach eige-
nem Gutdünken für dienstliche Zwecke
verwenden – beispielweise neue Compu-
ter kaufen oder Fortbildungsangebote
wahrnehmen.“ Darüber hinaus gibt es
auch individuelle Prämien für fleißige Ver-
waltungsmitarbeiter: „Ein kleiner Bonus
von etwa 1.000 Franken ist schon drin“,
sagt Böhm.

Sowohl in Baden als auch in Bern ha-
ben die Mitglieder des Stadtparlaments
das System der WoV angenommen und
mit Leben gefüllt. In
Bern orientiert sich
der Stadtrat mittler-
weile vollständig an
den Produkten und
deren Kosten und
nicht mehr an den
Kostenarten, die der
Kontenplan der Finanzbuchhaltung vor-
gibt. Das Parlament hat Sachkommissio-
nen gebildet, die sich an den Produktgrup-
pen orientieren. „Die parlamentarische
Debatte hat sich dadurch versachlicht und
an Qualität gewonnen“, sagt Finanzver-
walter Pfister. Allerdings bereitet ihm die
Fixierung des Parlaments auf die Produkte
und deren Kosten auch ein gewisses Unbe-
hagen, denn dies hat zusammen mit dem
großen Gestaltungsspielraum der einzel-
nen Dienststellen zu einem erheblichen
Personalwachstum geführt. „Die Politik
hat solche Größen wie die allgemeinen
Personal- oder Sachkosten nicht mehr so
im Blick wie früher“, sagt Pfister. Gegen-
wärtig ist der Personalbestand für die Stadt
Bern kein Problem. Wenn aber sinkende
Einnahmen Sparmaßnahmen erzwingen,
wird der Weg, über einen Personalrückbau
den Haushalt zu entlasten, noch schwieri-
ger. „Den Parlamentariern fehlt mittler-
weile die globale Perspektive. Im Falle ei-
nes Personalrückbaus müssten wir lauter
einzelne Aufgabendiskussionen führen.
Dies ist zwar im Prinzip auch der richtige

Weg, wäre aber zugleich ungeheuer müh-
sam und zeitraubend.“ Insgesamt sieht
Pfister aber in der WoV keinen Kostentrei-
ber. „Wir haben seit Jahren erhebliche Ein-
sparauflagen des Kantons zu erfüllen. Mit
dem Instrumentarium, das uns die Wir-
kungsorientierte Steuerung zur Verfügung
stellt, konnten wir diese Aufgabe bisher
bewältigen.“

In Baden sind die Kommunalpolitik
und Verwaltungsmitarbeiter in einer we-
sentlich komfortableren finanziellen Si-
tuation als ihre Kollegen in Bern. Die

Stadt im Kanton
Aargau verfügt über
ein hohes Steuerauf-
kommen. Deshalb
hat die WoV dort
vor allem zu einem
Ausbau und einer
Verbesserung des

kommunalen Leistungsangebots geführt:
„Die Abteilungen konnten zeigen, was sie
können“, sagt Thomas Böhm. Erhebliche
Effizienzgewinne haben sich bei der Lie-
genschaftsverwaltung und beim Stadtbüro
realisieren lassen. Die freiwerdenden Mit-
tel wurden wiederum genutzt, um das Pro-
duktportfolio zu verbessern. Das Stadtbü-
ro beispielsweise hat heute wesentlich län-
ger geöffnet und beschäftigt inzwischen
erheblich mehr Mitarbeiter, als es früher
üblich war.

Offener Prozess
Insgesamt umfasst die WoV in Baden ge-
genwärtig etwa 70 Produkte. In Bern sind
es 325. Der Umgang mit diesen Instru-
menten ist aber ein offener Prozess. Politik
und Verwaltung sind sich in beiden Städ-
ten der Tatsache bewusst, dass die Suche
nach besseren Indikatoren und die Formu-
lierung von Leistungszielen und Kennzah-
len ein zentraler Bestandteil ihrer Arbeit
ist, der nie endet.
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„Der Weg ist das Ziel“
Schweizer Kommunen erhöhen Effizienz ihrer Verwaltung mittels Wir-
kungsorientierter Steuerung
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Medienübergreifender Ansatz
Drei Ebenen der Bürgerbeteiligung im zeitlichen Verlauf
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